
bringe, für Liechtenstein hingegen 
würden nur Kosten anfallen und in 
der Bevölkerung sei sowieso keine 
Mehrheit zu finden. Regierungsrat 
Risch spricht zwar von «Verkehrs-
themen gemeinsam lösen», aber ein 
Treffen mit dem Vorarlberger Ver-
kehrslandesrat Johannes Rauch, der 
sich auch in unseren Zeitungen be-
reits mehrfach vehement für die S-
Bahn eingesetzt hat, hat wohl noch 
nicht stattgefunden! Nach über ei-
nem Jahr als zuständiger Verkehrs-
minister ist er zudem nicht willens, 
eine eindeutige öffentliche Aussage 
(pro oder contra) zur S-Bahn «FL–A–
CH» zu machen und die unwiderleg-
baren Vorteile aufzuzeigen.
Beim betrieblichen Mobilitätsma-
nagement (BMM), das den Pendler-
verkehr in der Hauptverkehrszeit 
um bis zu 20 % reduziert, versteckt 
sich Regierungsrat Risch hinter sei-
ner «grundsätzlich liberalen Ein-
stellung». Damit geht er einem für 
einige Verkehrsteilnehmer unpopu-
lären Entscheid aus dem Weg. Er er-
klärt nicht, in welchem Punkt ein 
verpflichtendes BMM mit Parkplatz-
bewirtschaftung für Arbeitgeber 
mit mehr als 50 Angestellten einer 
liberalen Wirtschaftspolitik wider-
spricht. Im Interview schreibt der 
Minister: «Viele Landtagsabgeord-
nete haben bei der Überweisung 
des Postulats, wie auch bei der Be-
antwortung desselben, betont, dass 
sie einer Zwangsverpflichtung nega-
tiv gegenüberstehen und der Lei-
densdruck für Zwangsmassnahmen 
zu wenig gross sei. Die Postulatsbe-
antwortung hat das Potenzial des 
BMM aufgezeigt. Diejenigen Wirt-
schaftsakteure, die sich noch nicht 
intensiv mit dem BMM befasst ha-
ben, sind herzlich eingeladen, das 
nachzuholen.» Ist es nicht zynisch, 
vom fehlenden Leidensdruck zu 
sprechen angesichts der regelmässi-
gen Staus auf unseren Strassen? 
Hier spricht der Verkehrsminister 
davon, die Wirtschaft bei der Lö-
sung des Verkehrsproblems mit ein-
zubinden. Wie, sagt er nicht.
Die Lösung kennen wir alle: S-Bahn 
«FL–A–CH» und BMM sind zum Grei-
fen nah und ein positiver Beitrag 
zur Lösung des Verkehrsproblems 
in Liechtenstein. Allerdings müssen 
sich die Entscheidungsträger trauen 
und sich mit dem notwendigen 
Herzblut dafür einsetzen. Mit der 
Ankündigung des Mobilitätskon-
zepts 2030 wird ein Ausblick für die 
nächsten 10 bis 15 Jahre gemacht. 
Dies ist sicherlich richtig. Die kurz-
fristig umsetzbaren Möglichkeiten 
werden hingegen nicht angepackt.
Wenn laut dem Verkehrsminister 
träumen das Privileg der Oppositi-
on ist, so ist es im Umkehrschluss 
die Pflicht des Regierungsrates, Mut 
zur Gestaltung und zu konkreten 
Umsetzungen zu zeigen. Wann se-
hen wir etwas davon?
Wie denken Sie darüber? Ihre Anre-
gungen, Fragen und Vorschläge 
sind uns willkommen auf info@frei-
eliste.li.

Arbeitsgruppe «Klima und Umwelt» 
der Freien Liste

Gesundheitspolitik
Regierung negiert 
Probleme der
Bezahlbarkeit der 
Gesundheitskosten 
für Mittelschicht
und Senioren 
Keine Probleme ortet der Gesund-
heitsminister in der Beantwortung 
meiner Kleinen Anfrage im Mai-
Landtag zur Bezahlbarkeit der Ge-
sundheitskosten für Mittelschicht 
und Senioren. Die lapidare Antwort 
des Gesundheitsministers auf meine 
erste Frage nach finanziellen Prob-
lemen durch höheren Selbstbehalt 
und Franchise und daraus resultie-
renden Verzicht auf notwendige 
Arztbehandlungen war, es sei von 
2016 bis 2017 zu keinem Rückgang 
der Konsultationen gekommen. Die 
Behauptung, dass aus Kostengrün-

den auf Arztbesuche verzichtet wer-
de, sei nicht nachvollziehbar, so Pe-
drazzini. Die Argumentation der 
Regierung hinkt: Ein Rückgang der 
Konsultationen pro Versicherten 
findet bereits seit Jahren – schon 
vor der Erhöhung der Kostenbeteili-
gung – statt. Dies zeigt die Kranken-
kassenstatistik 2016 auf der Seite 
79. Auch die Verschärfung des Leis-
tungsaufschubs (Nichtbezahlen der 
Leistung bei Prämienzahlungsver-
zug) durch die Kassen just zur glei-
chen Zeit beweist diese Tendenz. 
Wenn Probleme auf diese Weise 
durch den Gesundheitsminister ne-
giert werden, bedeutet dies nicht, 
dass sie aus dem Weg geschafft 
sind.
Auch meine zweite Frage nach dem 
Entlastungspotenzial beim Prämi-
enverbilligungssystem (PVS) für die 
Mittelschicht, insbesondere für Fa-
milien mit Kindern in der Ausbil-
dung, für Alleinerziehende sowie 
für Menschen der Mittelschicht mit 
niedrigerem Einkommen wurde von 
Pedrazzini desinteressiert abgetan: 
«Eine Änderung des Prämienverbil-
ligungssystems ist nicht geplant.» 
Begründung: Das neue Krankenver-
sicherungsgesetz sieht ja Reduktion 
der Kostenbeteiligung im Prämien-
verbilligungssystem vor. Das ist 
zwar richtig, entlastet aber nur die-
jenigen, die bereits heute im PVS 
sind, jedoch alle nur knapp über 
den Einkommensgrenzen Liegen-
den nicht.
Meine dritte Frage der «Bezahlbar-
keit der Gesundheitskosten» befass-
te sich mit der Problematik, wie die 
Senioren mit bescheidenen Renten 
mit den höheren Krankenkassen-
kosten zurechtkommen? Da sieht 
die Regierung schon gar keinen 
Handlungsbedarf! Alle Seniorinnen 
und Senioren in Liechtenstein ha-
ben mit der Entrichtung der Kran-
kenkassenprämien – gemäss Pedraz-
zini – absolut keine Probleme. Mir 
ist dieses Bild vonseiten zahlreicher 
älterer Menschen in unserem Land 
anders bekannt. Bereits in Zusam-
menhang mit der Beibehaltung der 
13. Rente, für die ich mich damals 
einsetzte, trat deutlich zutage, dass 
viele Menschen der älteren Genera-
tion zum Teil nur mit der AHV und 
– wenn überhaupt – zusammen mit 
einer minimalen Rente auskommen 
müssen. Die Bezahlbarkeit der Ge-
sundheitskosten ist für sie sehr 
wohl eine finanziell grosse Heraus-
forderung, denn naturgemäss sind 
die Krankheitssymptome und damit 
die Arzt- sowie Spitalkosten mit 
dem Älterwerden logischerweise 
viel höher als bei jüngeren Men-
schen.
Mein Resümee: Die Regierung ver-
schliesst gegenüber den Problemen, 
welche Menschen der unteren und 
mittleren Einkommensschichten 
mit der Bezahlbarkeit der Gesund-
heitskosten haben, die Augen.

Johannes Kaiser, 
Landtagsabgeordneter

In eigener Sache
Hinweis zu Leser-
briefen und Foren
Da auch unsere Rubrik «Leserbrie-
fe» einer Planung bedarf, bitten wir 
unsere Leser, sich möglichst kurz 
zu halten und als Limite eine maxi-
male Anzahl von 2500 Zeichen (in-
klusive Leerzeichen) zu respektie-
ren. Die Redaktion behält es sich 
vor, Zuschriften nicht zu publizie-
ren und kann darüber keine Korres-
pondenz führen. Wir bitten darum, 
uns die Leserbriefe – inklusive der 
vollen Anschrift des Unterzeichners 
– bis spätestens 16 Uhr zukommen 
zu lassen. Für die Rubrik «Forum» 
gilt, die 3000-Zeichen-Marke nicht 
zu überschreiten.

redaktion@volksblatt.li

Einen weiteren Leserbrief finden Sie 
auf Seite 6.

www.volksblatt.li
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